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Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)

EuGH-Urteil vom 29. Oktober 2009

(Rs. C-29/08  – DStR 2009 S. 2311)
Vorsteuerabzug aus Beratungsleistungen 
bei der entgeltlichen Übertragung von Gesellschaftsanteilen

Leitsätze:
1. Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 4 Abs. 1 und 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-ten über die Umsatzsteuern – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie 95/7/EG des Rates vom 10. April 1995 geänderten Fassung sowie Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem sind dahin auszulegen, dass eine von einer Muttergesellschaft vorgenommene Veräußerung sämtlicher Aktien an einer zu 100 % gehaltenen Toch-tergesellschaft sowie der verbleibenden Beteiligung der Muttergesellschaft an einer beherrschten Gesellschaft, an der sie früher zu 100 % beteiligt war, denen die Mut-tergesellschaft mehrwertsteuerpflichtige Dienstleistungen erbracht hat, eine in den Anwendungsbereich der genannten Richtlinien fallende wirtschaftliche Tätigkeit ist. Soweit jedoch die Aktienveräußerung der Übertragung des Gesamtvermögens oder eines Teilvermögens eines Unternehmens im Sinne von Artikel 5 Abs. 8 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die Richtlinie 95/7 geänderten Fassung oder von Ar-tikel 19 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 gleichgestellt werden kann und sofern der be-troffene Mitgliedstaat sich für die in diesen Bestimmungen vorgesehene Befugnis ent-schieden hat, stellt dieser Umsatz keine der Mehrwertsteuer unterliegende wirtschaft-liche Tätigkeit dar.
2. Eine Aktienveräußerung wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende ist von der Mehrwertsteuer gemäß Artikel 13 Teil B Buchst. d Nr. 5 der Sechsten Richtlinie 77/ 388 in der durch die Richtlinie 95/7 geänderten Fassung und Artikel 135 Abs. 1 Buch-stabe f der Richtlinie 2006/112 zu befreien.
3. Das Recht auf den Abzug der Vorsteuer auf Leistungen, die für Zwecke einer Aktien-veräußerung erbracht wurden, besteht gemäß Artikel 17 Abs. 1 und 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die Richtlinie 95/7 geänderten Fassung sowie gemäß Artikel 168 der Richtlinie 2006/112, wenn zwischen den mit den Eingangsleistungen verbundenen Ausgaben und der wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des Steuerpflichti-gen ein direkter und unmittelbarer Zusammenhang besteht. Es obliegt dem vorlegen-den Gericht, unter Berücksichtigung aller Umstände, unter denen die im Ausgangs-verfahren in Rede stehenden Umsätze getätigt wurden, festzustellen, ob die getä-tigten Ausgaben Eingang in den Preis der verkauften Aktien finden können oder allein zu den Kostenelementen der auf die wirtschaftlichen Tätigkeiten des Steuerpflichtigen entfallenden Umsätze gehören.
4. Der Umstand, dass die Aktienveräußerung sich in mehreren Schritten vollzieht, wirkt sich auf die Beantwortung der vorstehenden Fragen nicht aus.

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=3083
►   DIE SPEZIELLE EuGH-KOMMENTIERUNG:
„Veräußerung einer Tochtergesellschaft und einer Beteiligung an einer beherrschten Gesellschaft durch eine Muttergesellschaft“

A.    Problemstellung
Die entscheidungserheblichen Rechtsfragen ergeben sich aus dem Tenor der EuGH-Ent-scheidung.
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Die Aktiengesellschaft SKF (AB SKF) war die Muttergesellschaft eines internationalen In-dustriekonzerns, die sich aktiv an der Tätigkeit der Tochtergesellschaften beteiligte und an diese entgeltliche Dienstleistungen ausführte. Im Laufe einer Restrukturierung des Konzerns verkaufte die SKF eine 100%ige Beteiligung an einer Tochtergesellschaft sowie einen 26,5%-Anteil an einer anderen Gesellschaft, an der sie ehemals zu 100% beteiligt gewesen war. An beide Gesellschaften waren entgeltliche Dienstleistungen erbracht worden.
Im Zusammenhang mit den Anteilsverkäufen fielen Beratungskosten und weitere Kosten an. Fraglich war nunmehr, ob die SKF zum Vorsteuerabzug aus diesen Kosten berechtigt war. Dazu stellte sie beim zuständigen Gremium der schwedischen Finanzverwaltung, dem Skat-terättsnämnd, einen Antrag auf einen „Vorbescheid“, der positiv ausfiel. Das Skatteverk, ebenfalls Teil der schwedischen Finanzverwaltung, klagte gegen diesen Bescheid, da es der Auffassung war, die Vorsteuer sei nicht abzugsfähig. Das Gericht legte zum EuGH vor. Dabei stellte es folgende Rechtsfragen:
1. Ist die Veräußerung von Anteilen einer Tochtergesellschaft, an die der Steuerpflichti-ge Dienstleistungen gegen Entgelt erbracht hat, ein Umsatz im Sinne der Sechsten Richtlinie bzw. der Richtlinie 2006/112/EG?
2. Falls ein steuerbarer Umsatz vorliegt, ist dieser als Umsatz, der sich auf Anteile an Gesellschaften bezieht (Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 5 der Sechsten Richtlinie bzw. Artikel 135 Abs. 1 Buchstabe f der Richtlinien 2006/112/EG), umsatzsteuerfrei?
3. Kann unabhängig von der Beantwortung dieser Fragen ein Recht auf Vorsteuerabzug für mit der Veräußerung zusammenhängende Ausgaben wie für allgemeine Aufwen-dungen bestehen?
4. Spielt es eine Rolle, ob sich die Veräußerung in einem oder mehreren Schritten voll-zieht? 
Der EuGH beantwortet die ihm gestellten Vorlagefragen teilweise in überraschender Weise. 
Dies beginnt bereits bei den Antworten auf die erste Frage. Führt das Gericht zunächst, wie in weiten Teilen der Literatur erwartet, aus, dass die Veräußerung einer Beteiligung, an wel-che die Muttergesellschaft steuerbare Dienstleistungen erbracht hatte, einen steuerbaren Umsatz darstellt, so folgt die erste Überraschung: Obwohl der Gerichtshof diesbezüglich durch das vorlegende Gericht nicht explizit befragt worden ist, erläutert der EuGH in seiner Entscheidung, dass die Veräußerung einer 100%igen Beteiligung wie auch die Veräußerung eines Restanteils einer ehemaligen 100%igen Beteiligung eine nicht steuerbare Geschäfts-verä-ßerung im Ganzen (Artikel 5 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie bzw. Artikel 19 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG) darstellen kann. 
Die Formulierungen im Urteil sind allerdings stellenweise unklar, so insbesondere die Aus-sage, das Gericht könne nicht feststellen, ob „der Verkauf von Aktien der Tochtergesellschaft und der beherrschten Gesellschaft die vollständige oder teilweise Veräußerung der Vermö-genswerte der betreffenden Gesellschaften nach sich gezogen“ habe. Vermutlich versucht der EuGH hier, den Begriff der „Übertragung des Gesamtvermögens oder eines Teilvermö-gens“ auf die Aktienveräußerung anzuwenden. Unmittelbare Rechtsfolge aus der Anwend-barkeit der Norm für die nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen wäre, dass der Vorsteuerabzug dem Veräußerer nach allgemeinen Grundsätzen zu gewähren ist und kein steuerfreier Anteilsverkauf mit ggf. resultierendem Vorsteuerausschluss mehr vorliegen wür-de.
Die Antwort des Gerichts auf die zweite Vorlagefrage ist, wie erwartet, eher unspektakulär. 

Der EuGH bekräftigt seine bereits im Urteil vom 06.04.1995 (C-4/94 „BLP“ - EuGHE I 1995, 983) getroffene Aussage, dass ein Anteilsverkauf einen steuerfreien Umsatz nach Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 5 der Sechsten Richtlinie bzw. Artikel 135 Abs. 1 Buchstabe f der Richtlinie 2006/112/EG darstellt. 
Eine weitere unerwartete Aussage findet sich jedoch in der Antwort auf die dritte Vorlage-frage. Nachdem der EuGH zunächst allgemein auf Fragen der Vorsteuerabzugsberechtigung eingeht, entscheidet er, dass selbst bei Nichtvorliegen einer nicht steuerbaren Geschäftsver-äußerung im Ganzen - und somit einer steuerfreien Anteilsveräußerung - der Vorsteuerabzug nach allgemeinen Grundsätzen zu gewähren sein kann. Ein Vorsteuerausschluss komme nur in Betracht, wenn die Vorsteuerbeträge aus Ausgaben resultierten, die Eingang in den Preis der verkauften Aktien gefunden haben. Handele es sich dagegen um Kostenelemente der all-gemeinen wirtschaftlichen Tätigkeit, so sei der Vorsteuerabzug nach dem allgemeinen Ab-zugssatz des Unternehmens zu gewähren.
Schließlich beantwortet der EuGH die vierte Frage mit dem Hinweis, es komme nicht darauf an, ob sich eine Anteilsveräußerung in einem oder mehreren Schritten vollziehe.
C.   Kontext der Entscheidung
Das Urteil AB SKF gehört zu den wesentlichen EuGH-Entscheidungen zum Bereich des Vor-steuerabzuges im Zusammenhang mit Beteiligungen. Es steht in einer Linie mit den Urteilen vom 14.11.2000 (C-142/99 „Floridienne und Berginvest“ - EuGHE I 2000, 9567), vom 27.09.2001 (C-16/00 „Cibo Participations“ - EuGHE I 2001, 6663), vom 26.06.2003 (C-442/01 „KapHag“ - EuGHE I 2003, 6851) und vom 26.05.2005 (C-465/03 „Kretztechnik“ - EuGHE I 2005, 4357). Fraglich bleibt, wie noch dargestellt werden wird, das Verhältnis die-ses Urteils zur Entscheidung vom 01.03.2008 (C-437/06 „Securenta“ - EuGHE I 2008, 1597). 
Ausgehend von der Entscheidung des EuGH bleiben insgesamt verschiedene Auslegungs-fragen leider offen. So ist nicht eindeutig geklärt, in welchem Zusammenhang das Urteil und die Rechtssache BLP (C-4/94) zueinander stehen. In der zitierten Entscheidung hatte der EuGH schon einmal über die Frage zu befinden, ob einem Unternehmen, das eine Betei-ligung verkauft hatte, der Vorsteuerabzug aus Beratungskosten zu gewähren war. Der EuGH ver-neinte diese Frage seinerzeit mit der Begründung, es handele sich um einen umsatz-steuerfreien Finanzumsatz nach Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 5 der Sechsten Richtlinie. Die BLP argumentierte im Verfahren, der Verkauf habe der Kapitalbeschaffung gedient, und wäre diese zum Beispiel durch Darlehensaufnahme erfolgt, hätte dem Vorsteuerabzug aus Beratungskosten nichts im Wege gestanden. Dem folgte der EuGH nicht.
In der Rechtssache AB SKF wird zwar BLP zitiert (Tz. 47), jedoch nicht im Hinblick auf den Vorsteuerabzug. Die Vorlagefrage in der Rechtssache BLP war ggf. etwas einengender for-muliert, es bleibt jedoch offen, ob AB SKF eine Rechtsprechungsänderung darstellt, da der EuGH, anders als der BFH, auf eine solche nicht ausdrücklich hinweist. Eventuell hat auch die weitere Entwicklung der Rechtsprechung, insbesondere die Urteile Kretztechnik und KapHag, die sich jeweils mit dem Vorsteuerabzug bei der Ausgabe von eigenen Anteilen be-fassten, das Urteil im vorliegenden Fall beeinflusst.
Eine zweite offene Rechtsfrage ist das Verhältnis zwischen der Antwort auf die dritte Vor-lagefrage und der Entscheidung Securenta. Während in Securenta eindeutig ausgesagt wur-de, dass Vorsteuerbeträge bei einer Holding, die auch einen nichtunternehmerischen Bereich hat, aufzuteilen sind, enthält AB SKF einen Hinweis, aus dem man herauslesen könnte, dass bei einer Veräußerung einer Beteiligung außerhalb der unternehmerischen Sphäre der Vor-steuerabzug nach den allgemeinen Grundsätzen zu gewähren ist (Tz. 66 des Urteils). An der entsprechenden Stelle führt der Gerichtshof aus, dass es einen Verstoß gegen das Neutrali-tätsprinzip darstellen würde, wenn einer Muttergesellschaft, die einen steuerbaren, aber steuerfreien Anteilsverkauf (nämlich einer Beteiligung, die zum Unternehmen gehört hat) aus-führt, der Vorsteuerabzug versagt würde, er bei einer Veräußerung außerhalb des Unterneh-mens dagegen zu gewähren wäre. 
Diese Passage im Urteil löst Verwirrung aus und wird sicherlich noch zu Diskussionen füh-ren. Ausgehend von Securenta hätte der Schluss nahe gelegen, dass eine unternehmerische Holding, die eine Beteiligung außerhalb ihres Unternehmens hält, keinen Vorsteuerabzug aus Veräußerungskosten hätte beanspruchen dürfen.
Weitere Verwirrung ist zu erwarten, da abermals der EuGH das Institut des „Kostenelements der Ausgangsumsätze“ für die Beurteilung des Vorsteuerabzuges heranzieht. Damit lässt sich eine Brücke zur deutschen Rechtsprechung und Verwaltungsmeinung schlagen. Die deutsche Finanzverwaltung ist bekanntlich der Auffassung, dass der Vorsteuerabzug aus ei-nem Beteiligungserwerb neben einer Zuordnung der Beteiligung zum Unternehmen (durch Erbringung entgeltlicher Dienstleistungen an diese oder aufgrund einer allgemeinen Förde-rung der unter-nehmerischen Tätigkeit der Mutter) voraussetzt, dass die vorsteuerbelasteten Beträge zu den Kostenelementen der Umsätze aus der Haupttätigkeit gehören (vgl. Abschnitt 18 Abs. 3 UStR 2008). Dem entspricht eine Entscheidung des FG München vom 28.01.2009 (3 K 3141/05 - EFG 2009, 1153; Az. der beim BFH anhängigen Nichtzulassungsbeschwerde V B 27/09), in der das Finanzgericht den Vorsteuerabzug betragsmäßig auf die Umsatzsteuer auf die Ausgangsumsätze begrenzt hat. Vollkommen anders dagegen entschied das FG Düsseldorf (Urteil vom 10.06.2009 - 5 K 150/06 U - EFG 2009, 2070; Revision anhängig beim BFH unter dem Az. V R 38/09) in einem Fall zum Vorsteuerabzug aus einem Beteiligungs-verkauf. Das Gericht interpretierte die bisherige Rechtsprechung des EuGH dergestalt, dass nur Umsätze in der Art eines gewerblichen Wertpapierhändlers umsatzsteuerfreie, vorsteuer-schädliche Tätigkeiten darstellen könnten, und gewährte daher der Klägerin den begehrten, vollen Vorsteuerabzug.
Aus neutraler Warte betrachtet ist davon auszugehen, dass trotz oder gerade wegen der Ent-scheidung im Fall AB SKF die Thematik des Vorsteuerabzuges im Zusammenhang mit Betei-ligungen in den nächsten Jahren die nationalen Gerichte weiterhin intensiv beschäftigen wird. Dabei bleibt abzuwarten, welche Linie sich verfestigt. 
D.   Auswirkungen für die Praxis
Aus deutscher Sicht ist diese Entscheidung von erheblicher Bedeutung. 
In der Vergangenheit konnte relativ sicher ausgesagt werden, dass Vorsteuerbeträge im Zu-sammenhang mit dem Verkauf einer Beteiligung vom Abzug ausgeschlossen waren, es sei denn, der Veräußerer optierte entsprechend § 9 Abs. 1 UStG wirksam zur Umsatzsteuer (in der Praxis nur selten erfolgreich), oder der Erwerber war im Drittland ansässig („Vorsteuer-privileg“ des § 15 Abs. 3 UStG). Dies dürfte sich zukünftig ändern, wobei die genauen Aus-wirkungen bis zu einer Reaktion der Finanzverwaltung unsicher bleiben werden.
Eine erste interessante Möglichkeit könnte sich aus der Anwendung des § 1 Abs. 1a UStG ergeben. Aus dem Ertragsteuerrecht ist die Fiktion bekannt, dass eine 100%ige Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft als Teilbetrieb angesehen wird (vgl. Abschnitt 16 Abs. 3 EStR 2005). Trotz des Verweises in Abschnitt 5 Abs. 3 der UStR 2008 auf Abschnitt 16 Abs. 3 der EStR 2005 wurde in der Vergangenheit umsatzsteuerlich regelmäßig die Anwendbarkeit des § 1 Abs. 1a UStG auf die Veräußerung einer Beteiligung abgelehnt. Veröffentlichte Recht-sprechung oder Verwaltungsauffassungen sind diesbezüglich allerdings nicht bekannt. 
Fraglich ist nunmehr angesichts der Entscheidung in der Rechtssache AB SKF, ob nicht bei der Veräußerung oder sonstigen Übertragung einer 100%igen Beteiligung an einer Kapitalge-sellschaft zukünftig von einer nicht steuerbaren Geschäftsveräußerung im Ganzen auszuge-hen ist. Dies hätte zur Folge, dass über den Vorsteuerabzug im Zusammenhang mit der Ver-äußerung auf Grundlage des allgemeinen Abzugssatzes der Muttergesellschaft zu entschei-den wäre. Der Vorsteuerausschluss des § 15 Abs. 2 UStG bei steuerfreien Anteilsverkäufen an Inländer oder bei Verkäufen an EU-Ausländer wäre nicht anzuwenden.
Weiterhin von großem Interesse, wenn auch mit erheblichen Auslegungsunsicherheiten be-haftet, ist die Aussage des EuGH, dass der Vorsteuerabzug selbst bei einem steuerfreien Anteilsumsatz zu gewähren ist, wenn die entsprechenden Kosten nicht in den Verkaufspreis der Anteile eingegangen sind.
Sollte der BFH der Nichtzulassungsbeschwerde gegen das zitierte Urteil des FG München entsprechen, könnten sich aus dem folgenden Revisionsverfahren wertvolle Erkenntnisse ge-rade zur Frage der Auslegung des Begriffs des Kostenelements der Ausgangsumsätze er-geben. 
Die zitierte, sehr steuerpflichtigenfreundliche Entscheidung des FG Düsseldorf wird ange-sichts der Linie des EuGH vermutlich revisionsrechtlich keinen Bestand haben, denn die Aus-sage, dass eine Beteiligungsveräußerung mit der Ausnahme eines gewerblichen Wertpapier-handels keinen umsatzsteuerbaren Tatbestand bildet, steht nicht im Einklang damit. Offen bleibt dennoch die Frage, wie der BFH die Frage des Vorsteuerabzuges beurteilen wird. Ne-ben der denkbaren Anwendung der nicht steuerbaren Geschäftsveräußerung im Ganzen könnte aus den weiteren Ausführungen des EuGH wie dargestellt ein Vorsteuerabzug nach allgemeinen Grundsätzen zu gewähren sein, vorausgesetzt, die entsprechenden Beratungs-kosten und weiteren Aufwendungen im Zusammenhang mit der Veräußerung sind kein Kos-tenbestandteil der steuerfreien Anteilsveräußerung geworden.
Steuerpflichtigen und ihren Beratern ist nach wie vor zu empfehlen, in Diskussionen um den Vorsteuerabzug aus Beteiligungsverkäufen offensiv zu argumentieren und ggf. Steuerfestset-zungen offen zu halten.
►   Autor und Fundstelle:
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